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Berlin, 17. August 2026

Ihre Wahlprüfsteine zur Abgeordnetenhauswahl 2026 

Sehr geehrte Frau Schwarz,

haben Sie vielen Dank für Ihre Anfrage und das Interesse an unserem Wahlprogramm. Wir freuen 

uns sehr, wenn sich Berliner*innen informiert und aktiv in den politischen Prozess einbringen und 

lassen Ihnen anbei die Antworten der SPD Berlin zukommen. Unser gesamtes Wahlprogramm in 

voller Länge finden Sie unter https://spd.berlin/wahlprogramm/. 

Frage 1: Welche Maßnahmen werden Sie ergreifen, damit die Dienststellen (im Geltungsbereich 

des PartMigG) die Ziele des PartMigG und insbesondere die Maßnahmen ihrer jeweiligen 

Förderpläne wirksam umsetzen?

Wir wollen die Umsetzung des Partizipationsgesetzes (PartMigG) verbindlicher und überprüfbarer 

gestalten. Dazu gehören klare Zuständigkeiten in den Dienststellen, regelmäßige Berichte über 

die Umsetzung der Förderpläne sowie eine stärkere Unterstützung durch die zuständigen 

Senatsverwaltungen und die Leitstelle Diversity. Die Ziele des PartMigG sollen insbesondere bei 

der Personalgewinnung, der Ausbildung, der Führungskräfteentwicklung und den 

Verwaltungsleistungen berücksichtigt werden. Die Befragung zur Vielfalt im öffentlichen Dienst 

bietet dafür eine wichtige Datengrundlage. Wir prüfen, wie daraus verbindliche Ziel und 

Maßnahmenplanungen für die Dienststellen entwickelt werden können. Fortschritte sollen 

regelmäßig überprüft und Förderpläne bei Bedarf nachgesteuert werden.
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Frage 2: Wie werden Sie die systematische Evaluation und Weiterentwicklung des 

Partizipationsgesetzes strukturell und finanziell absichern? Welche Mechanismen sollen bei 

Nichterreichung der Ziele greifen?

Die Evaluation des Partizipationsgesetzes muss regelmäßig und unabhängig erfolgen. 

Beschäftigte sowie migrantische Fach und Communityorganisationen sollen einbezogen werden. 

Dafür braucht es eine dauerhafte finanzielle Absicherung im Landeshaushalt und transparente 

Berichte an das Abgeordnetenhaus. Wenn vereinbarte Ziele nicht erreicht werden, sollen die 

betreffenden Dienststellen Maßnahmen nachsteuern, ihre Förderpläne überarbeiten und 

öffentlich über die Fortschritte berichten. Die verbindliche Ausgestaltung von Nachsteuerungs- 

und Sanktionsmechanismen wollen wir im Rahmen der Weiterentwicklung des Gesetzes 

gemeinsam mit den Beteiligten erarbeiten.

Frage 3: (Wie) Werden Sie eine gesetzlich verankerte Vertretung der Beschäftigten mit 

Migrationsgeschichte und/oder Rassismuserfahrung im Öffentlichen Dienst in allen Dienststellen  

mit zielgerichteten Ressourcen und Mandatierungen einrichten?

Die SPD Berlin unterstützt eine stärkere institutionelle Interessenvertretung von Beschäftigten 

mit Migrationsgeschichte und Rassismuserfahrung. Mitarbeitendennetzwerke und 

Mentoringprogramme sollen ausgebaut und durch die Leitstelle Diversity unterstützt werden. Ihre 

Forderung nach einer gesetzlich verankerten Vertretung mit eigenständigem Mandat und 

festgelegten Ressourcen nehmen wir als wichtigen Prüfauftrag für die Weiterentwicklung des 

PartMigG und der Diversity Strukturen auf. Dabei müssen Zuständigkeiten, Beteiligungsrechte 

und eine ausreichende Finanzierung verbindlich geklärt werden.

Frage 4: Welche Maßnahmen werden Sie ergreifen, damit die Dienststellen (im Geltungsbereich 

des LADG) die Maßnahmen aus dem Diversity-Landesprogramm 2.0 wirksam umsetzen? Welche 

Mechanismen sollen bei Nichterreichung der Ziele greifen?

Wir stärken das Diversity Landesprogramm und etablieren eine Leitstelle Diversity. Sie soll 

Dienststellen bei der Umsetzung unterstützen, den Dialog mit ihnen führen und die 

Sensibilisierung der Beschäftigten voranbringen. Verbindliche Schulungen sollen helfen, 

strukturelle Diskriminierung in der Verwaltung abzubauen. Darüber hinaus sollen die 

Dienststellen bei der Umsetzung der Rahmendienstvereinbarung zum LADG und der Regelungen 

zu Beschwerdestellen unterstützt werden. Wir wollen Berichtspflichten, Zielkontrollen und 

verbindliche Nachsteuerungsverfahren weiterentwickeln.



Frage 5: (Wie) Werden Sie in den Dienststellen gesetzlich verankerte Diversity-Beauftragte mit 

zielgerichteten Ressourcen und Mandatierungen (insbesondere in den Bereichen Strategie, 

Personal und Verwaltungs-/Dienstleistungen) einrichten?

Die SPD Berlin will die Leitstelle Diversity stärken und Diversity als Querschnittsaufgabe in der 

Verwaltung verankern. Diversity Themen sollen insbesondere in den Bereichen Personal, 

Organisationsentwicklung, Verwaltungsleistungen und Öffentlichkeitsarbeit berücksichtigt 

werden. Die Einrichtung eigenständiger Diversity-Beauftragter in den Dienststellen prüfen wir 

aufgeschlossen. Voraussetzung sind aus unserer Sicht klare Zuständigkeiten, Unabhängigkeit, 

Beteiligungsrechte und eine ausreichende Finanzierung. Ziel ist eine dauerhafte Verankerung von 

Diversity in den Verwaltungsstrukturen und nicht nur eine zeitlich begrenzte Projektarbeit.

Frage 6: Wie werden Sie Demokratieförderung in Dienststellen bei der Einstellung, in der 

Organisationskultur und im Verwaltungshandeln als dauerhafte strukturelle Aufgabe verankern 

und gegen demokratiefeindliche Einstellungen und Vorhaben absichern?

Demokratieförderung soll als dauerhafte Aufgabe in der Verwaltung verankert werden. Die SPD 

Berlin will das Landesprogramm „Demokratie. Vielfalt. Respekt.“ ausbauen und gesetzlich durch 

ein Demokratiefördergesetz absichern. Ergänzend wollen wir verbindliche Sensibilisierungs und 

Fortbildungsangebote für Beschäftigte, eine demokratische Organisationskultur sowie eine 

stärkere Prüfung von Gesetzen und Verwaltungshandeln auf Diskriminierungsrisiken. Eine 

unabhängige Beauftragte soll das integrale Landeskonzept Antidiskriminierung koordinieren. 

Demokratiefeindlichen Einstellungen und Vorhaben muss konsequent entgegengetreten werden. 

Dabei gelten das Arbeitsrecht, das Disziplinarrecht und das Verfassungsrecht. Die konkrete 

Ausgestaltung einzelner Einstellungsvorschriften werden wir dabei sorgfältig prüfen.

Frage 7: Durch welche rechtsverbindlichen Maßnahmen werden Sie sicherstellen, dass 

zivilgesellschaftliche Fach- und Communityorganisationen in Gesetzgebungsverfahren, 

Geschäftsprozessen und (Gesamt-)Strategien des Landes Berlin mit ihrer Expertise eingebunden 

werden?

Die SPD Berlin will die migrantische Zivilgesellschaft und die demokratische Zivilgesellschaft 

strukturell stärken. Das geplante Landesdemokratiefördergesetz soll einen verlässlichen 

gesetzlichen Rahmen für Demokratiebildung und demokratiefördernde Arbeit schaffen. 

Zivilgesellschaftliche Organisationen sollen frühzeitig und verbindlich in die Entwicklung von 

Gesetzen, Strategien und Verwaltungsprozessen einbezogen werden. Dazu gehören transparente 

Beteiligungsverfahren, ausreichende Vorlaufzeiten, Rückmeldungen zu den Ergebnissen und eine 

angemessene Finanzierung der Beteiligungsarbeit. Die konkrete Ausgestaltung der 



Beteiligungsrechte für die einzelnen Verfahren wollen wir gemeinsam mit den Organisationen 

weiterentwickeln.

Frage 8: Welche ressortübergreifende Strategie werden Sie umsetzen, damit sich der Anteil 

junger Berliner*innen mit Migrationsgeschichte in Ausbildung und Studium des Öffentlichen 

Dienstes sowie landeseigener Unternehmen stärker widerspiegelt?

Die SPD Berlin will die Fachkräftestrategie ressortübergreifend nutzen, um bislang ungenutzte 

Potenziale zu aktivieren. Dazu gehören ausdrücklich auch Menschen mit Migrationsgeschichte. 

Für den öffentlichen Dienst und landeseigene Unternehmen setzen wir auf diversitysensible und 

diskriminierungsfreie Auswahlverfahren. Weitere Maßnahmen sind die gezielte Ansprache junger 

Menschen und ihrer Familien, Kooperationen mit Schulen und Hochschulen, die Zusammenarbeit 

mit migrantischen Organisationen sowie Mentoring und Orientierungsprogramme. Gleichwertige 

Fähigkeiten und Erfahrungen sollen besser anerkannt werden. Bewerbungs, Ausbildungs und 

Einstellungsdaten sollen transparent erhoben und ausgewertet werden. Wir wollen messbare 

Ziele und regelmäßige Berichte prüfen, damit sich die Vielfalt der Berliner Stadtgesellschaft 

stärker widerspiegelt.

Frage 9: Welche Maßnahmen werden Sie für die Etablierung von unabhängigen, 

niedrigschwelligen, diskriminierungskritischen Beschwerdestellen im Öffentlichen Dienst, in 

Schulen und Gesundheitseinrichtungen ergreifen?

Die SPD Berlin will die Ombudsstelle nach dem Landesantidiskriminierungsgesetz mit 

zusätzlichen Initiativ und Befragungsrechten sowie einer Berichtspflicht ausstatten. Eine 

unabhängige Beschwerdestelle Schule soll den Schutz im Bildungsbereich ergänzen. Außerdem 

wollen wir Beratungsstellen ausbauen und die Dienststellen bei der Umsetzung von 

Beschwerdestellen nach § 13 Absatz 1 Satz 1 AGG unterstützen. Für Gesundheitseinrichtungen 

setzen wir auf gut zugängliche, diskriminierungssensible Beratungs und Unterstützungsangebote. 

Die Weiterentwicklung hin zu einer einheitlichen, unabhängigen Beschwerdestellenstruktur im 

Gesundheitsbereich sollte gemeinsam mit Betroffenen, Beratungsstellen und Fachorganisationen 

erfolgen.

Frage 10: Welche Maßnahmen werden Sie für eine nachhaltige, verlässliche Förderstruktur im 

Land Berlin im Bereich Demokratie- und Antidiskriminierungsarbeit (insbesondere mit Blick auf 

drohende Kürzungen des Europäischen Sozialfonds Plus) ergreifen?



Die SPD Berlin will die Förderung von Demokratie, Vielfalt und Antidiskriminierung verstetigen. 

Dazu gehören ein gesetzlicher Rahmen durch ein Demokratiefördergesetz, der Ausbau des 

Landesprogramms „Demokratie. Vielfalt. Respekt.“ und die dauerhafte Stärkung der 

Trägerlandschaft. Bestehende Strukturen wie Integrations und Strukturfonds sollen 

weiterentwickelt werden. Bei möglichen Kürzungen des Europäischen Sozialfonds Plus müssen 

Landesmittel als verlässliche Kofinanzierung und gegebenenfalls als Ersatzfinanzierung geprüft 

und bereitgestellt werden. Förderungen sollen mehrjährig, auskömmlich und für Träger planbar 

sein. Das gilt auch für Personal, Sach und Verwaltungskosten. Die Absicherung bewährter 

Angebote gegen wegbrechende EU-Mittel sehen wir als zentrale politische Aufgabe der 

kommenden Wahlperiode.

//

Bei Fragen und weiterem Austauschbedarf stehen wir Ihnen jederzeit zur Verfügung und sind für 

Sie unter Wahlprogramm.berlin@spd.de erreichbar.

Gerne bleiben wir weiterhin Ihr Ansprechpartner für Berliner Landespolitik und darüber hinaus.
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